
wie die verschiedenen Phasen und Etappen ihres Ent­
stehens und ihrer Verwirklichung sozial zu bewerten. 
Es können wesentliche Teilkomponenten damit edn- 
geschätzt werden, so daß letztlich ein Gesamturteil ge­
funden werden kann, das nicht am äußeren Ergebnis, 
sondern am sozialen Gehalt orientiert ist.
Bei der Anwendung des entscheidungstheoretischen An­
satzes kommt es nicht darauf an, in den einzelnen 
Sachverhalten immer wieder die entscheidungstheore­
tischen Begriffe zu verwenden. Wesentlich ist allein, 
daß das dahinterstehende Konzept, d. h. die strikte Ver­
wirklichung des Verantwortungsprinzips, über diesen 
Weg durchgesetzt wird.
So wurde z. B. gegen einen Betriebsleiter ein Ermitt­
lungsverfahren wegen Verdachts des Vertrauensmiß- 
brauchs und der Falschmeldung eingeleitet. Grundlage 
hierfür waren Ergebnisse einer Revision, die unkritisch 
übernommen wurden, ohne daß vorher die konkreten 
wirtschaftlichen Zusammenhänge und Abläufe im Be­
triebsgeschehen untersucht und fachkundig beurteilt 
wurden. Die unstatthafte Verwendung von Mitteln aus 
dem Kultur- und Sozialfonds wurde dem Beschuldigten 
pauschal und undifferenziert als strafrechtlich relevant 
angelastet und seine Handlung als Verbrechen charak­
terisiert. Nach konkreter Prüfung der Unterlagen und 
nach Befragungen an Ort und Stelle konnte geklärt 
werden, daß ein erheblicher Teil der als strafbar er­
klärten Verfügungen über Mittel aus dem Kultur- und 
Sozialfonds zwar entgegen den rechtlichen Regelungen 
bzw. zu nicht zu billigenden Verwendungszwecken er­
folgte, daß sie aber strafrechtlich nicht relevant waren. 
Auch die Falschmeldung klärte sich auf und hatte ihre 
Ursache darin, daß zwischen der Warenanlieferung 
und dem Eingang der Rechnungen größere Zeitabstände 
lagen, durch die ein genauer Ausweis der Lagerbestände 
nicht möglich war. Der Betrieb hatte vergeblich ver­
sucht, die ständig auftretenden Unstimmigkeiten bei 
Inventuren durch zeitaufwendige Abstimmungen aus­
zugleichen, ohne die tatsächlichen Ursachen für diesen 
Mißstand mit Hilfe der übergeordneten VVB zu besei­
tigen. Eine Reaktion mit strafrechtlichen Mitteln wäre 
hier völlig fehl am Platz.
Während für diesen Sachverhalt der entscheidungstheo­
retische Ansatz die konzeptionelle Grundlage für die 
gedankliche Vorarbeit zur Prüfung strafrechtlicher Ver­
antwortlichkeit ist, kann in anderen Fällen eine direkte 
Bezugnahme auf einzelne Bereiche des Entscheidungs­
ansatzes erforderlich sedn./4/ Das wird an folgendem 
Beispiel deutlich:
Von einem Auftraggeber der Industrie wurde einem 
wissenschaftlich-technischen Labor die Entwicklung des 
Gerätes A. übertragen. Dieses Gerät sollte wegen sei­
nes begrenzten Einsatzes nur in einer geringen Stück­
zahl produziert werden. Zur gleichen Zeit wurde in 
diesem Labor ein weiteres Forschung»- und Entwick­
lungsthema zur Entwicklung eines gleichartigen, aber 
universell einsatzfähigen Gerätes B. in Angriff genom­
men. Auf Grund eines Liefervertrags mit der Industrie 
sollten jährlich 1000 B-Geräte zum Einsatz kommen. 
Schon bei der Eröffnung des Forschungs- und Entwick­
lungsthemas B. hätten der Auftraggeber, der Laborlei­
ter und der Themenverantwortliche erkennen müssen, 
daß der für das Gerät A. vorliegende begrenzte Bedarf 
mit dem Gerät B. gedeckt werden konnte. Mit dem
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rechtzeitigen Abbruch der Entwicklungsarbeiten an dem 
Gerät A. hätten erhebliche Entwicklungskapazitäten ein­
gespart werden können. Mindestens hätte jedoch zum 
Zeitpunkt der Zwischenverteidigung oder spätestens zur 
Abschlußverteidigung darüber entschieden werden müs­
sen, daß — nachdem auch das Thema A. abgeschlos­
sen war — wenigstens die Produktion des Gerätes A. 
nicht aufgenommen wird. Das geschah aber nicht.
In diesem Fall, in dem erhebliche Kosten nicht nur 
durch vermeidbare Parallelentwicklungen, sondern 
auch durch Parallelproduktion verursacht wurden, liegt 
eindeutig eine wirtschaftliche Fehlentscheidung vor. 
Vorher nicht erkannte Schadensmöglichkeiten wurden zu 
einem bestimmten Zeitpunkt ersichtlich und in ihrer 
Eintrittswahrscheinlichkeit erkennbar. Die vorzuneh­
mende Aufwand-Nutzen-Kalkulation mußte zum Ab­
bruch der Entwicklungsaribeiten für das A-Gerät füh­
ren. Dennoch wurde die gewählte Entscheddungsalter- 
nstive beibehalten. Mangelnde Beweglichkeit, fehlende 
Bereitschaft, die eigene Fehlleistung sichtbar zu machen 
und zu korrigieren, und damit insgesamt ein verant­
wortungsloses Verhältnis zu den Belangen der Volks­
wirtschaft spielten in diesem Fall 'eine besondere Rolle. 
Ein solches Verhalten zwingt zur Reaktion mit recht­
lichen Mitteln. Mit Hilfe dieser entscheidungstheoreti­
schen Überlegungen werden auch die Tatbestandsmerk­
male des Mißbrauchs von Entscheidungs- und Verfü- 
gungsbefugnissen (§ 165 StGB) inhaltlich bestimmt.

Zur strafrechtlichen Relevanz 
des Entscheidungsmißbrauchs

Die verschiedenen Arten der rechtlichen Verantwortlich­
keit korrespondieren vor allem mit der Art und der 
Ausgestaltung der übertragenen Rechte und Pflichten. 
Das gilt uneingeschränkt für die strafrechtliche Verant­
wortlichkeit bei wirtschaftlichen Fehlleistungen, die 
n i c h t  mit persönlichem Bereicherungsstreben oder miit 
umfänglichen Manipulationen verbunden sind. Diese 
sozialen Fehlleistungen sind Entscheidungen, mit denen 
ein soziales Mindestniveau bei der ökonomischen Ent­
scheidungsfindung unterschritten wird. Sie sind eine spe­
zielle Form des Mißbrauchs übertragener Rechte und 
Pflichten zur effektiven Nutzung und Mehrung des 
Volkseigentums.
L e n i n  hat bereits 1922 zum Problem des Mißbrauchs 
von übertragener Verantwortung Stellung genommen 
und dabei die dialektische Beziehung zwischen dem 
realen gesellschaftlichen Entwicklungsstand und den 
objektiven Erfordernissen bei der Forcierung der ge­
sellschaftlichen Entwicklung mit folgenden Worten her­
ausgearbeitet:

„Wir haben uns ... bemüht, den Trennungsstrich zu 
ziehen zwischen dem, was eine berechtigte Befriedi­
gung der Bedürfnisse eines jeden Bürgers im Zusam­
menhang mdj; dem gegenwärtigen wirtschaftlichen 
Umschwung ist, und dem, was Mißbräuche der NÖP 
sind, die in allen Staaten als legal gelten, die wir aber 
nicht legalisieren wollen. Inwieweit diese Korrektu­
ren ... erfolgreich sein werden, wird die Zukunft 
zeigen. Wir werden uns in dieser Hinsicht keines­
falls die Hände binden. Wenn die Praxis des Lebens 
Mißbräuche zutage fördert, die wir früher nicht wahr­
genommen haben, werden wir sofort die notwendigen 
Korrekturen vomehmen.“/5/

Die soziale Bestimmung des Mißbrauchs wirtschaftlicher 
Entscheidungsbefugnis ist für das gesamte Wirtschafts­
strafrecht von konzeptioneller Bedeutung. Bei Wirt­
schaftsstraftaten kann m. E. die Schuld erst dann rich-
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